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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hart-
mann, Rosi Steinberger, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Markus Gan-
serer, Dr. Christian Magerl, Martin Stümpfig, Tho-
mas Mütze und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) 

Ausbreitung der Vogelgrippe und Stallpflicht für 
Nutzgeflügel 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

dem Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz 
über die Ausbreitung der Vogelgrippe und die Stall-
pflicht für Nutzgeflügel schriftlich zu berichten. 

Dabei ist insbesondere auf folgende Fragen einzuge-
hen: 

─ Welches Futter wird in der Putenmast oder in der 
Hähnchenmast eingesetzt? 

─ Woher stammt das Futter in der Putenmast oder 
in der Hähnchenmast? 

─ Woher stammt die Einstreu in der Putenmast oder 
in der Hähnchenmast? 

─ Gibt es Untersuchungen zu Auffälligkeiten bei 
Futter- oder Einstreuherkunft in von der Vogel-
grippe betroffenen Puten- oder Hähnchenbetrie-
ben? 

─ Wäre ein Eintrag von Vogelgrippeviren über Futter 
oder Einstreu plausibel und wird dies untersucht? 

─ Woher stammen die Putenküken oder Hähnchen-
küken? 

─ Was passiert mit verendeten Puten oder Hähn-
chen während der Mast? 

─ Wäre ein Eintrag von Vogelgrippeviren über Kü-
ken plausibel und wird dies untersucht? 

─ Wird die Entsorgung verendeter Puten oder 
Hähnchen amtlich kontrolliert? 

─ Könnten illegal entsorgte Puten oder Hähnchen 
ein Virenreservoir darstellen? 

─  Wie werden die Auswirkungen der Stallpflicht auf 
Geflügel in Freilandhaltung, Straußenvögel und 
Rassegeflügel unter Tierschutzgesichtspunkten 
bewertet? 

─ Unter welchen Randbedingungen wird beabsich-
tigt, die Stallpflicht aufzuheben oder zu lockern? 

─ Nach wie vielen Monaten gilt ein Vogelgrip-
penachweis als nicht mehr relevant? 

─ Unter welchen Bedingungen wird die Stallpflicht 
wie in anderen Bundesländern auf einige Risiko-
gebiete beschränkt? 

─ Welche Möglichkeiten sieht die Staatsregierung 
Landwirtinnen bzw. Landwirte bei dem durch die 
Aufstallung bedingten Mehraufwand finanziell zu 
unterstützen? 

 

 

Begründung: 

Bisher wird fast ausschließlich die These der Ein-
schleppung der Vogelgrippe durch Wildvögel verfolgt. 
In Brandenburg konnte vor kurzem der Nachweis 
geführt werden, dass die Vogelgrippe über infizierte 
Puten von einem Putengroßbetrieb zum nächsten 
verschleppt wurde. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt und Verbraucherschutz 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Rosi Steinberger u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/15857 

Ausbreitung der Vogelgrippe und Stallpflicht für Nutzgeflügel 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatterin: Rosi Steinberger 
Mitberichterstatter: Alexander Flierl 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Umwelt und Verbrau-
cherschutz federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 67. Sit-
zung am 30. März 2017 beraten und e i n s t im m i g  Zustim-
mung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Antrag in seiner 153. Sitzung am 9. Mai 2017 mitberaten und 
e i n s t im m i g  Zustimmung empfohlen. 

Dr. Christian Magerl 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sit-
zung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Lud-
wig Hartmann, Rosi Steinberger, Thomas Gehring, 
Ulrike Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Markus 
Ganserer, Dr. Christian Magerl, Martin Stümpfig, 
Thomas Mütze und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Drs. 17/15857, 17/16903 

Ausbreitung der Vogelgrippe und Stallpflicht für 
Nutzgeflügel 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Aus-
schuss für Umwelt und Verbraucherschutz über die 
Ausbreitung der Vogelgrippe und die Stallpflicht für 
Nutzgeflügel schriftlich zu berichten. 

Dabei ist insbesondere auf folgende Fragen einzuge-
hen: 

─ Welches Futter wird in der Putenmast oder in der 
Hähnchenmast eingesetzt? 

─ Woher stammt das Futter in der Putenmast oder 
in der Hähnchenmast? 

─ Woher stammt die Einstreu in der Putenmast oder 
in der Hähnchenmast? 

─ Gibt es Untersuchungen zu Auffälligkeiten bei 
Futter- oder Einstreuherkunft in von der Vogel-
grippe betroffenen Puten- oder Hähnchenbetrie-
ben? 

─ Wäre ein Eintrag von Vogelgrippeviren über Futter 
oder Einstreu plausibel und wird dies untersucht? 

─ Woher stammen die Putenküken oder Hähnchen-
küken? 

─ Was passiert mit verendeten Puten oder Hähn-
chen während der Mast? 

─ Wäre ein Eintrag von Vogelgrippeviren über Kü-
ken plausibel und wird dies untersucht? 

─ Wird die Entsorgung verendeter Puten oder 
Hähnchen amtlich kontrolliert? 

─ Könnten illegal entsorgte Puten oder Hähnchen 
ein Virenreservoir darstellen? 

─ Wie werden die Auswirkungen der Stallpflicht auf 
Geflügel in Freilandhaltung, Straußenvögel und 
Rassegeflügel unter Tierschutzgesichtspunkten 
bewertet? 

─ Unter welchen Randbedingungen wird beabsich-
tigt, die Stallpflicht aufzuheben oder zu lockern? 

─ Nach wie vielen Monaten gilt ein Vogelgrip-
penachweis als nicht mehr relevant? 

─ Unter welchen Bedingungen wird die Stallpflicht 
wie in anderen Bundesländern auf einige Risiko-
gebiete beschränkt? 

─ Welche Möglichkeiten sieht die Staatsregierung 
Landwirtinnen bzw. Landwirte bei dem durch die 
Aufstallung bedingten Mehraufwand finanziell zu 
unterstützen? 

 

Die Präsidentin 

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über eine Subsidiaritätsangelegenheit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass 

der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

in seiner heutigen Sitzung die unter der Nummer 1 aufgeführte Subsidiaritätsangele-

genheit betreffend Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Eltern und pflegende 

Angehörige und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/18/EU beraten hat und empfohlen 

hat, auf die in der Drucksache 17/17057 aufgeführten Subsidiaritätsbedenken hinzu-

weisen und darauf hinzuwirken, dass diese Bedenken Eingang in den Beschluss des 

Bundesrats finden.

Von der Abstimmung sind die Nummern 9 und 12 der Anlage ausgenommen. Dies 

sind der Antrag der SPD-Fraktion "Zum Internationalen Frauentag: Rechtsanspruch 

auf Schutz vor Gewalt umsetzen" auf Drucksache 17/15809 und der Antrag der Frak-

tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend "Bericht über den Stand des Hilfesystems 

für gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder" auf Drucksache 17/15838, die auf 

Wunsch der Fraktionen gesondert beraten werden sollen. Der gemeinsame Aufruf der 

Anträge erfolgt erst am späten Abend, am Ende der regulären Tagesordnung.

Wir kommen damit zur Abstimmung über die Liste. Hinsichtlich der jeweiligen Abstim-

mungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen 

vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen Ausschussvotums entsprechend 

der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 
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alle Fraktionen. Gibt’s Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Keine. Damit übernimmt 

der Landtag diese Voten.
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